
 

 

 

 

 

 

 

Medienmitteilung 

 

Vera/Pevos - Regierung rügt Staatsanwaltschaft 

 

Solothurn, 5. August 2008 – Das Verhalten der Staatsanwaltschaft im 

Zusammenhang mit der Hauptverhandlung am Amtsgericht Olten i.S. 

Vera/Pevos hat in der Öffentlichkeit zu Recht Unverständnis und Kritik 

hervorgerufen. Der Entscheid der Staatsanwaltschaft, der Hauptver-

handlung fern zu bleiben und die vorzeitige Ankündigung, es werde 

auf eine Replik verzichtet, werden vom Regierungsrat gerügt. 

 

Das Bau- und Justizdepartement lässt zur Zeit abklären, ob bei diesem Verhal-

ten eine Dienstpflichtverletzung vorliegt, welche der Regierungsrat gegen-

über der unabhängigen Staatsanwaltschaft ahnden müsste. Unabhängig vom 

Ergebnis dieser Abklärungen war das Verhalten des zuständigen Staatsanwal-

tes in Anbetracht der Bedeutung dieses Wirtschaftsstrafrechtsfalles inakzep-

tabel. Der Oberstaatsanwalt und der zuständige Staatsanwalt wurden vom 

Justizdirektor entsprechend abgemahnt. 

 

Zudem hat das Bau- und Justizdepartement beschlossen, die in den beiden 

Untersuchungsberichten des „Kompetenzzentrums für Public Management 

(hpm)“ der Universität Bern aufgezeigten Optimierungsmöglichkeiten bei der 

Kultur und Führung der Staatsanwaltschaft zeitlich vorzuziehen und konzent-

rierter auszuschöpfen. Das Departement lässt – je nach Ergebnis der eingelei-

teten Abklärungen im Führungsbereich – ergänzende (im Bericht nicht aufge-

zeigte) Massnahmen zur Verbesserung der Führung der Dienststelle offen. 
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